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Kollektives Arbeitsrecht III


Arbeitspapier 1: Überblick; Systematik der Betriebsverfassung; Rechtstatsächliches; Anwendungsbereich des Betriebsverfassungsgesetzes; Grundprinzipien der Zusammenarbeit
I.
Problemaufriss (Auszug aus Spiegel online 23. März 2012)
Opel-Betriebsrat warnt vor Werksschließung

Bochum - Der Opel-Betriebsrat fordert das Ende der Debatte über Werksschließungen. Das Aus von deutschen Produktionsstätten würde dazu führen, dass die GM-Tochter auch in den kommenden Jahren keine Gewinne schreibt, sagte Wolfgang Schäfer-Klug, der Chef des Betriebsrats, am Freitag. Die US-Konzernmutter General Motors müsse Opel stattdessen den Export von Autos außerhalb Europas erlauben. 

General Motors will hart durchgreifen und Kosten senken, um die defizitäre Tochter aus den roten Zahlen zu führen. Zwei Werke stehen dabei auf der Kippe, berichteten das "Wall Street Journal" und die Nachrichtenagentur Reuters: das deutsche Bochum und das englische Ellesmere Port. Laut "Handelsblatt" hat GM bereits das Aus für zwei Fertigungsstätten durchgerechnet. Es würde den Konzern rund 1,5 Milliarden Euro kosten.

Auch ein weiterer Lohnverzicht und der Wegfall von Zuschlägen werden Berichten zufolge diskutiert. Wie in Arbeitnehmerkreisen zu hören ist, spüren die Mitarbeiter den Druck von allen Seiten, die Angst vor Stellenstreichungen geht um. … Wegen der schwachen Nachfrage wird momentan in den Werken Eisenach und Rüsselsheim auf Sparflamme produziert. Im spanischen Werk bei Saragossa will GM vorübergehend 316 Arbeitsplätze streichen. 

Mögliche Entscheidungen über einen Kahlschlag bei Opel wurden noch nicht getroffen. Der Bochumer Betriebsratsvorsitzende Rainer Einenkel scheint aber auf einiges gefasst zu sein. "Die Landesregierung muss jetzt sofort eine Task Force gründen, um das Bochumer Opel-Werk zu retten", fordert er in der "Rheinischen Post". NRW-Arbeitsminister Guntram Schneider (SPD) sagte, ein Aus für Opel in Bochum wäre "ein Stück De-Industrialisierung". 

Die Sparpläne könnten bei der Aufsichtsratssitzung am kommenden Mittwoch für Ärger sorgen. Schon jetzt gehen Betriebsräte und Gewerkschaften gegen die Schrumpfkur auf die Barrikaden. Der Frankfurter IG-Metall-Bezirksleiter Armin Schild warf dem Management von Opel und GM am Freitag vor, mit dem Feuer zu spielen: "Statt automobile Konzepte zu liefern, werden jetzt wieder die Sparschweine durch die europäischen Standorte getrieben." 

Die Arbeitnehmer fordern eine Offensive: Nur mit neuen Modellen und neuen Märkten könne das Volumen erhöht und Opel saniert werden, sagte Wolfgang Nettelstroth, Sprecher der IG Metall in Nordrhein-Westfalen: "GM muss sich entscheiden, mehr Autos zu verkaufen, nicht Opel klein zu sparen. Das gefährdet die Marke und damit alle Standorte." 

NRW-Ministerpräsidentin Hannelore Kraft (SPD) kritisierte General Motors scharf: "Dieses jahrelange Spiel von GM mit der Angst der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter um ihre Arbeitsplätze ist unverantwortlich." 

Schlussfolgerungen und Fragen:

(Größere) Arbeitskonflikte bewegen die unmittelbar Betroffenen, die Politik und die Öffentlichkeit

Welche Entscheidungen trifft der Arbeitgeber (Opel) möglicherweise?

Nur ungeordneter Streit oder rechtlich regulierte Auseinandersetzung?

II.
Überblick

1. Begriff und Legitimation der Mitbestimmung

a)
Begriff = Teilhabe der Arbeitnehmer an Entscheidungen des Arbeitgebers

b)
Die Mitbestimmung im Widerstreit der Argumente

aa)
Rechtliche Argumente für Mitbestimmung
· Persönlichkeitsschutz der Arbeitnehmer (Art. 1 I iVm 2 I GG)

· Berufsfreiheit der Arbeitnehmer (Art. 12 I GG)

· Sozialstaatsprinzip (Art. 20 I, 28 I GG)
bb)
Ökonomische Argumente pro und contra
· Betriebswirtschaftliche Argumente

· Verzögerung von Entscheidungsabläufen

· Steigerung der Qualität von Entscheidungen

· Steigerung der Akzeptanz von Entscheidungen

· Volkswirtschaftliche Argumente

· Vorteil oder Nachteil für den Wirtschaftsstandort Deutschland?

· Investitionshemmnis?

· Beitrag zum sozialen Frieden?

cc)
Allgemeinpolitische Argumente

Machtkontrolle: Wirtschaftsdemokratie versus Marktorientierung

2. Stellung der Mitbestimmung im System des kollektiven Arbeitsrechts

a) Mitbestimmung und Tarifvertragswesen

aa)
Mitbestimmung (historisch etwas jünger)


Ziel: Verbesserung der Stellung der Arbeitnehmer im Arbeitsverhältnis



(Kooperationsmodell) – „staatliche Zwangsordnung“

Legitimation durch demokratische Wahlen durch alle Arbeitnehmer des Betriebs bzw. Unternehmens (uU des Konzerns) unabhängig von der Gewerkschaftszugehörigkeit

bb)
Tarifvertragswesen (historisch etwas älter)


Ziel: Verbesserung der Stellung der Arbeitnehmer am Arbeitsmarkt



(Konfrontationsmodell) – „kollektive Privatautonomie“



Legitimation durch freiwilligen Verbandsbeitritt
b) Ebenen der Mitbestimmung

aa)
Betriebliche Mitbestimmung

Grundprinzip: Die Arbeitnehmer eines Betriebes wählen einen Betriebsrat als Repräsentanten ihrer Interessen, der bestimmte, gesetzlich spezifizierte Beteiligungsrechte gegenüber dem Arbeitgeber hat, wenn dieser „betriebliche“ Entscheidungen trifft (also z. B. die Lage der Arbeitszeiten festgelegt).
bb)
Unternehmerische Mitbestimmung

Grundprinzip: Die Arbeitnehmer eines (größeren) Unternehmens wählen Vertreter, die im Aufsichtsrat, also dem Organ einer Kapitalgesellschaft, als vollgültige Mitglieder angehören und deshalb alle Rechte haben, die ein Aufsichtsrat hat (z. B. Bestellung der Vorstandsmitglieder, Kontrolle des Vorstands, Mitwirkung an strategischen Unternehmensentscheidungen)

cc)
Betriebliche und unternehmerische Mitbestimmung auf der europäischen Ebene

Grundprinzip: Transnationale Unternehmen (heute bei allen Großunternehmen und zahlreichen mittleren Unternehmen) benötigen transnationale Arbeitnehmervertretungsstrukturen, damit zum einen dort Einfluss ausgeübt werden kann, wo die Entscheidungen getroffen werden, und zum anderen die Interessen aller betroffenen Arbeitnehmer gleichgewichtig zum Tragen kommen.
Ausprägungen:

· Europäischer Betriebsrat (geregelt im EBRG)

· Europäische Aktiengesellschaft (geregelt im SEBG)

· (jeweils auf der Grundlage europarechtlicher Richtlinien)

c) Abgrenzungen

aa)
Mitbestimmung am Arbeitsplatz (geringe Relevanz)
bb)
Materielle Arbeitnehmerbeteiligung (nur in Einzelfällen relevant)
(Kapitalbeteiligung am Arbeitgeberunternehmen)
3. Verfassungsrechtliche Grenzen

a) Grundrechte des Arbeitgebers (Art. 12 I, 14 I GG)

Berufsfreiheit und Eigentumsfreiheit;

BVerfG: Funktionsfähigkeit von Unternehmen darf nicht beeinträchtigt werden

b) Grundrechte des Arbeitnehmers (Art. 1 I iVm Art. 2 I GG, Art. 12 I GG)

Freiraum des Arbeitnehmers gegenüber einem zu starken Zugriff der Betriebsparteien, z. B. Schutz vor einer Arbeitgeber und Betriebsrat einvernehmlich angeordneten pausenlosen Videoüberwachung

c) Koalitionsfreiheit (Art. 9 III GG)

Tarifvertragssystem darf nicht dadurch funktionsunfähig werden, dass (bei unternehmerische Mitbestimmung) Arbeitnehmervertreter gleichsam „auf beiden Seiten“ sitzen und „In-Sich-Geschäfte“ abschließen

III.
Systematik der Betriebsverfassung

1. Organisatorischer Teil (§§ 1-73b BetrVG)

2. Mitwirkung und Mitbestimmung (§§ 74-113 BetrVG)

a. Allgemeine Vorschriften (§§ 74-80 BetrVG)

b. Mitwirkungs- und Beschwerderecht des Arbeitnehmers (§§ 81-86a BetrVG)

c. Mitbestimmung in sozialen Angelegenheiten (§§ 87-91 BetrVG)

d. Mitbestimmung in personellen Angelegenheiten (§§ 92-105 BetrVG)

e. Mitbestimmung in wirtschaftlichen Angelegenheiten (§§ 106-113 BetrVG)
3.
Sonstige Regelungen (§§ 114-132 BetrVG)

4.
Vorschriften außerhalb des BetrVG (z. B. § 17 II AGG, § 17 II KSchG, § 173 SGB III)
IV.
Rechtstatsächliches

1. Betriebliche Mitbestimmung in Deutschland (dazu Material 1)

2. Betriebliche Mitbestimmung im Europäischen Vergleich (dazu Material 2)

V.
Anwendungsbereich des Betriebsverfassungsgesetzes

1.
Abgrenzung von Betriebsverfassungs- und Personalvertretungsrecht


(§ 130 BetrVG; § 1 BPersVG)

2.
Sachlicher Geltungsbereich (Betriebsbegriff - §§ 1, 3, 4, BetrVG)
Def.: Organisatorische Einheit, innerhalb derer AG mit AN mit Hilfe materieller und immaterieller Mittel einen bestimmten arbeitstechnischen Zweck fortgesetzt verfolgt

(Abgrenzung vom Unternehmen: Verfolgung wirtschaftlicher Zwecke)
3.
Personeller Geltungsbereich (§§ 5, 7 BetrVG)

4.
Räumlicher Geltungsbereich (Territorialitätsprinzip)
VI.
Grundprinzipien des Zusammenwirken der Beteiligten
1.
Binnenbeziehung zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat


a) Gebot der vertrauensvollen Zusammenarbeit (§§ 2 I, 74 I BetrVG)


b) Arbeitskampfverbot (§ 74 II 1 Halbs. 1 BetrVG)


c) Verbot der Störung von Arbeitsablauf/Betriebsfrieden (§ 74 II 2 BetrVG)


d) Verbot parteipolitischer Betätigung im Amt (§ 74 II 3 BetrVG)


(Für Interessierte: BAGE 133, 342 = NZA 2010, 1133 = JA 2011, 708-710 m. Anm. Krause)
2.
Verhältnis zur Belegschaft


a) Gleichbehandlungs- und Diskriminierungsverbot (§ 75 I BetrVG)


b) Förderung der persönlichen Entfaltung der AN (§ 75 II BetrVG)

3.
Verhältnis zu den Koalitionen (insbesondere Gewerkschaften)


Gebot des Zusammenwirkens mit den Koalitionen (§ 2 I BetrVG)
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